
 

 /.. 2 

 
 
 
 
 
Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung des Städtebaus- und 

Raumordnungsrechts 

 
Für die Übersendung des Referentenentwurfs und die Möglichkeit zur Stellungnahme 
danken wir Ihnen. 
 
Aus Sicht des Gartenbaus - sowohl des produzierenden als auch des gewerblichen - möchten 
wir folgende Punkte anmerken: 
 
1. Keine Maßnahmen zur Reduzierung des Flächenverbrauchs erkennbar 

 
Nach wie vor leidet die Entwicklung auch von Gartenbaubetrieben im ländlichen Raum an 
der erheblichen Flächenkonkurrenz bei den Freiflächen im Außenbereich. Dies tri/ 
insbesondere den produzierenden Gartenbau und führt damit auch in unserem Bereich zu 
einem zusätzlichen Druck auf die Wettbewerbsfähigkeit der Betriebe. Wir können im 
aktuellen Entwurf keinen Ansatz erkennen, wie der Flächenverbrauch gesenkt werden soll. 
Hinsichtlich des vom Thünen Institut bis 2030 prognostizierten zusätzlichen Verlusts an 
Fläche im Außenbereich durch Siedlung und Verkehr, erneuerbare Energien sowie 
Infrastrukturausbau von etwa 300.000 Hektar sowie weiteren etwa 500.000 Hektar durch 
eine angestrebte Renaturierung der Landscha:, sehen wir hier dringenden 
Handlungsbedarf, um den Druck auf die gartenbauliche und landwirtscha:liche 
Produktionsfläche nicht noch weiter zu verschärfen. Entweder sollte hier im Rahmen des 
laufenden Gesetzgebungsverfahrens deutlich nachgebessert werden, auch was die 
Erforderlichkeit im Zuge von Abwägungen unterschiedlicher Interessenlagen angeht, oder 
die Thematik in einem eigenen Gesetzgebungsverfahren aufgegriffen werden. 
 
Kritisch sehen wir in diesem Zusammenhang auf die Neuformulierung der in 
Bauleitplanungen abzuwägenden Belange in § 1 BauGB Absätze 5 und 6. Positiv ist zu 
bewerten, dass Klimaanpassung als Belang besonders zu berücksichtigen ist, da dies 
hoffentlich auch dazu führt, dass Grünflächen entsprechend stärker berücksichtigt werden. 
Allerdings fehlt in diesen Bewertungsgrundsätzen jeglicher Ansatz zum Erhalt von Böden 
bzw. Flächen in ihrer Funktion zur Erzeugung von Nahrungsmitteln, aber auch 
klimaresistenten Gehölzen und Pflanzen. Dieser Grundsatz sollte ergänzt werden. 
 
Ähnliches gilt für die Änderung des § 1 BauGB Absatz 7a. Auch wenn es nachvollziehbar ist, 
dass Städten mit einem angespannten Wohnungsmarkt der Wohnungsbau erleichtert 
werden soll, stellt sich die Frage, ob dies mit der Begründung „im überragenden öffentlichen 
Interesse“ ohne weitere Berücksichtigung anderer Belange erfolgen sollte. Diese 
Formulierung, die schon für bestimmte Infrastrukturmaßnahmen und für Projekte im 
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Rahmen der erneuerbaren Energien benutzt wurde, wird jetzt auch auf den Wohnungsbau 
übertragen. Schon jetzt ist es so, dass viele Gartenbaubetriebe, die noch im Außenbereich 
liegen oder am Rand von Siedlungsbetrieben, durch herannahende Wohnbebauung in ihrer 
Entwicklung gehemmt werden oder sogar vollständig umsiedeln müssen. Grund hierfür ist, 
dass sich die Wohnbevölkerung durch die gartenbauliche Produktion, die häufig 
wetterabhängig ist und sich nicht nach Feiertagen richtet, gestört fühlt. Dies gilt im Übrigen 
auch für landwirtscha:liche Produktionsbetriebe oder Tätigkeiten, die je nach Tageszeit als 
störend empfunden werden. Von daher regen wir an, auch diese Interessen zu 
berücksichtigen und Produktionsflächen nicht zu marginalisieren.  
 
2. Erleichterte Umnutzung landwirtscha:licher Gebäude im Außenbereich - § 35 Absätze 4 

und 5 BauGB 
 

Positiv bewerten wir die Erleichterungen bei Umnutzung landwirtscha:licher Gebäude im 
Außenbereich, vor allem mit Blick darauf, dass die Frist für die Umnutzung nach Aufgabe der 
bisherigen Nutzung von 7 auf 10 Jahre verlängert werden soll. Vor allem mit Blick auf die 
produzierenden Gartenbaubetriebe würden wir es als positiv ansehen, wenn eine 
Umnutzung auch dann als zulässig angesehen wird, wenn der Betrieb z. B. allein aus 
steuerlichen Gründen aufgespalten werden muss, z. B., weil Zukaufsgrenzen überschritten 
werden oder aus sonstigen Gründen der Betrieb zumindest teilweise als gewerblich 
angesehen wird, z. B. durch die Erbringung von Dienstleistungen. 
Die Anhebung der Grenze für den privilegierten Wohnungsbau ist ebenfalls zu begrüßen und 
scha/ Spielraum für die Betriebe.  
 
3. Aufhebung von Kleinsiedlungsgebieten 

 
Durch die Streichung von § 2 Baunutzungsverordnung (BauNVO) entfällt auch die 
planerische Festsetzung von Gartenbaubetrieben und landwirtscha:lichen 
Nebenerwerbsstellen. Positiv ist festzustellen, dass bestehende Bebauungspläne 
weitergelten und auch Bestandsschutz besteht. Für die Zukun: fehlt es allerdings an der 
Möglichkeit der planerischen Feststellung von Gartenbaubetrieben. Wir regen daher an, die 
Frage zu klären, wie kün:ig Gartenbaubetriebe vor allem auch im Siedlungsbereich 
planerisch festgelegt werden können. Denkbar wäre z. B. eine Erfassung als Sondergebiet im 
Rahmen von § 11 BauNVO.  
 
Einer Veröffentlichung der Stellungnahme wird zugestimmt 
 
Kontakt: 
Zentralverband Gartenbau e.V.  
Claire-Waldoff-Straße 7 
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Eintrag im Lobbyregister: R002805 
Bearbeiter: Ass. jur. Annette Weißenborn 


